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Geſetz⸗ Sammlung 


a fuͤr die i ö 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
Ne ü 


(Jo. 1730.) Geſetz uͤber die baͤuerliche Erbfolge in der Provinz Weſtphalen. Vom I3ten 
Juli 1836. 5 8 a 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben in wohlgefaͤlliger Anerkennung des Anſuchens der Stände Unſerer Pros f., eee 22 
vinz Weſtphalen und aus landesvaͤterlicher Fuͤrſorge für die Erhaltung und Bil⸗ . ae e, eile le 72. 
dung eines ſelbſtſtaͤndigen Bauernſtandes, Uns bewogen gefunden, Anordnungen = eee 497. 
zu treffen, welche dem Sinne und den Gewohnheiten der Landbewohner jener ee 2, 2.7 
Provinz mehr als die bisherigen Geſetze entſprechen und in Erbfaͤllen dem Ueber⸗ ’ 
nehmer eines Bauergutes die Mittel gewähren, ſich in dem Beſitze deſſelben 
zu erhalten und in der Lage zu bleiben, das Erbe der Vaͤter auch wiederum un⸗ 
verkuͤrzt den Nachkommen zu hinterlaſſen. Aus dieſen Gründen verordnen Wir 
für die Provinz Weſtphalen auf den Antrag Unſeres Stagats-Miniſteriums 
und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 


Er 

. Das gegenwärtige Geſetz ſoll in Unſerer Provinz Weſtphalen auf alle 
Bauerguͤter Höfe, Kolonate, Kotten und andere für ſich beſtehende Ackernah⸗ 
rungen) Anwendung finden, deren Sol-Staͤtten im Jahre 1806. zu ſolchen 
bäuerlichen Beſitzungen gehörten, welche damals auf den Grund beſonderer Pros 
vinzialgeſetze, Statuten oder Gewohnheiten nach einer vom gemeinen Erbrechte 
abweichenden Succeſſionsordnung vererbt wurden. 

Von dieſen Bauerguͤtern ſoll nach einer von Unſerm Juſtiz-Miniſter zu 

erlaſſenden Inſtruktion ein Verzeichniß (Matrikel) angefertigt werden, jedoch 
von deſſen Aufnahme die Anwendung des jetzigen Geſetzes nicht abhaͤngen. 
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Außerdem kann jeder Eigenthuͤmer einer unter $. 1. nicht begriffenen 

baͤuerlichen Beſitzung dieſelbe dem gegenwaͤrtigen Geſetze unterwerfen und zu dem 

Ende in die Matrikel (F. 1.) eintragen laſſen. f 

„Gehoͤrt die Beſitzung zu einer unter Eheleuten beſtehenden Guͤtergemein⸗ 

kal ſo kann ein ſolcher Antrag nur von beiden Eheleuten gemeinſchaftlich 
Mn i 

Jahrgang 1886. (No. 1730.) HN % FC. 3. 


(Ausgegeben zu Berlin den Lten September 1836.) 


an 


8 §. 3. g 
Das jetzige Geſetz ſoll jedoch keine Anwendung finden: 

a) auf diejenigen bäuerlichen Beſitzungen, bei welchen auf den Grund be 
ſonderer Vertraͤge oder letztwilliger Verordnungen eine von dem ge⸗ 
genwaͤrtigen Geſetze abweichende Erbfolge ſtattfindet; 

b) auf die dem Heimfalle noch unterworfenen Guͤter (Geſetze uͤber die 
gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe vom 21ſten April 1825. und Des 
klaration vom 24ſten November 1833.) ſo lange der Heimfall noch nicht 
abgeloͤſet worden iſt und mit Beruͤckſichtigung der im F. 26. dieſes 
Geſetzes enthaltenen Vorſchrift; dieſe Guͤter ſind gleichfalls in die 
Matrikel (F. 1.) aufzunehmen, auch wenn der Heimfall noch nicht ab⸗ 
geloͤſet worden iſt; 

c) auf diejenigen Beſitzungen, von welchen die jaͤhrliche Prinzipal⸗-Grund⸗ 
Steuer, mit Ausſchluß der Gebaͤudeſteuer, den Betrag von Fünf Tha⸗ 
lern nicht erreicht. 


In der Dispoſition uͤber das Bauergut unter Lebenden oder von To⸗ 
des wegen wird kein Eigenthuͤmer durch das gegenwaͤrtige Geſetz beſchraͤnkt, in⸗ 
ſoweit ihm die Vorſchrift des $. 25. nicht entgegenſteht. 

Dasjenige, woruͤber er keine Beſtimmung getroffen hat, iſt nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zu 8 


Wenn eine, den Beſtimmungen des F. 1. und 2. unterliegende Beſitzung 
zur Erbtheilung kommt, ohne daß von dem Erblaſſer entgegengeſetzte Anordnun⸗ 
gen getroffen ſind, ſo wird das Bauergut nur Einem der Erben zugetheilt und 
die Theilung des ganzen Nachlaſſes auf die Weiſe bewirkt, daß dieſer Anerbe 
die eine Hälfte des reinen Werths (F. 7.) des Guts zum Voraus erhaͤlt, und 
die andere Haͤlfte dieſes Werths, ſo wie das ſonſtige freie, zum Gute nicht 
gehbtige Vermoͤgen des Erblaſſers unter ſaͤmmtliche Erben, einſchließlich des 

nerben, zur Theilung kommen. 

Der Anerbe hat fuͤr die Berichtigung ſaͤmmtlicher Nachlaßſchulden zu 
ſorgen und erhaͤlt die Mittel dazu aus dem Nachlaſſe, ſo weit derſelbe reicht 
und dazu erforderlich iſt, uͤberwieſen. 


Kommt es bei einer letztwilligen Verordnung, oder einer Verordnung 
unter Lebenden auf eine Berechnung des Pflichttheils an, ſo iſt derſelbe von 
dem Nachlaſſe nach Abzug des dem Anerben zum Voraus gebuͤhrenden Betra⸗ 
ges zu berechnen. Der Anerbe kann dabei jedoch nur dann auf einen Pflicht: 
theil Anſpruch machen, wenn er durch das Gut nicht ſo viel erhalten hat, als 
der Pflichttheil jedes der uͤbrigen Erben 9 wuͤrde. a 


Hat der Erblaſſer den Werth des Guts nicht ſelbſt beſtimmt, ſo ſoll die⸗ 

ſer nach folgenden Grundſaͤtzen ermittelt werden: ER, 
a) der Werth der zum Gute gehörigen Grundſtuͤcke und Gebäude wird 
durch den zwanzigfachen Betrag des beim Grundſteuer⸗Kataſter angeſetz⸗ 
ten Reinertrages ermittelt. Hierin iſt auch der Werth fuͤr u 
es 
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Gebaͤude mit eingeſchloſſen, welche bei Aufnahme des Kataſters nur 
nach der Grundflaͤche, auf der ſie ſtehen, abgeſchaͤtzt ſind; 5 

b) die zum Gute und deſſen Gebäuden nach $. 48. u. ff. und $. 75. u. ff. 
Tit. 2. Th. I. des A. L. R. gerechneten beweglichen Pertinenzſtuͤcke, 
mit Ausnahme des Feld-Inventariums an Düngung, Pflugarten und 
Ausſaat, fo wie des Vorraths an natuͤrlichem und kuͤnſtlichem Dünger 
($$. 50. 51. a. a. O.), welche nicht in Anrechnung kommen, werden 
nach ihrem Werthe beſonders abgeſchaͤtzt, und dem unter a ausgemit⸗ 
telten Werthe zugeſetzt; Er 

c) von dem nach a und b herauskommenden Betrage werden die auf dem 
Gute haftenden Laſten, nach dem, durch die Abloͤſungs⸗Ordnung vom 
13ten Juli 1829. fuͤr den Fall einer Abloͤſung beſtimmten Kapital⸗ 
werthe, abgerechnet; 

d) ferner werden davon abgerechnet ſaͤmmtliche Nachlaßſchulden, ſie moͤ⸗ 
gen auf dem Gute haften oder nicht, in ſo weit ſie den Werth des 
uͤbrigen zum Gute nicht gehoͤrigen Vermoͤgens des Erblaſſers uͤberſteigen. 

Dasjenige, was von dem unter a und b beſtimmten Werthe nach den 
Du e und d vorgeſchriebenen Abzuͤgen übrig bleibt, bildet den reinen Werth 
des Guts. 


. F. 8. 

Erſchoͤpfen die Schulden nicht nur das freie Vermoͤgen, ſondern auch 
den nach J. 7. a und b. berechneten Werth des Gutes, nach Abzug der darauf 
haftenden Laſten, ſo kann derjenige, der ſonſt ein vorzuͤgliches Recht auf das 
Gut zum ermaͤßigten Preiſe haben wuͤrde, daſſelbe mit den Schulden gegen die 
bloße Verpflichtung uͤbernehmen, ſeinen Eltern und Miterben, ſo weit ſie deſſen 
beduͤrfen, freie Wohnung und nothduͤrftige Verpflegung zu gewaͤhren, wogegen 
die Miterben gehalten find, den Uebernehmer nach Kräften durch Arbeits huͤlfe 
zu unterſtuͤtzen. . 


§. 9. 

Hat der Erblaſſer es unterlaſſen, unter ſeinen Kindern den Annehmer 
des Guts zu beſtimmen, und findet eine freie Vereinigung unter den Erben nicht 
ſtatt, ſo kommen folgende Regeln zur Anwendung: 

a) vor allem ſtehen diejenigen, welche an einem andern Bauergute (J. 1.) 
ſchon Eigenthumsrechte, oder ein erbliches Beſitz⸗ oder ein lebenslaͤng⸗ 

liches Nießbrauchsrecht erworben haben, oder an eine Perſon verheira⸗ 

thet ſind, welcher ſolche Rechte an einem andern Bauergute zuſtehen, 
den Uebrigen in der Succeſſion des Guts nach. 

b) Demnaͤchſt haben die Söhne den Vorzug vor den Toͤchtern. 

c) Unter den Söhnen gehen die, welche ſich der Landwirthſchaft gewidmet 
haben, allen uͤbrigen vor, namentlich denen, welche die Eltern haben 
ſtudiren, oder zu ſolchen Gewerben haben vorbereiten laſſen, die nicht 
mit der Landwirthſchaft verbunden ſind und auf dem platten Lande 
nicht betrieben zu werden pflegen. 

d) Unter gleichen Verhaͤltniſſen erhalten diejenigen den Vorzug, welche 
militairdtenſtfaͤhig befunden worden und unter dieſen wieder ſolche, 
welche ihren Militairpflichten wirklich genügt haben. 

(No. 1730.) Hh 2 e) In 
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e) In ſo weit vorſtehende Grundſaͤtze nicht ausreichen, entſcheidet das 
Alter dergeſtalt, daß der Aeltere dem Juͤngern vorgeht. . 
Sind keine Kinder vorhanden, ſo kommen dieſelben Grundſaͤtze auch bei 
anderen geſetzlich gleich berufenen Miterben zur Anwendung. 


i F. 10. 

Gehoͤren zur Erbſchaft mehrere der im F. 1. und 2. bezeichneten Güter, 
ſo hat der berufene Erbe die Wahl, welches Gut er uͤbernehmen will, der dem⸗ 
näͤchſt berufene waͤhlt das zweite Gut und ſofort dergeſtalt, daß bei mehreren 
Erben Einer derſelben nur in Eine Ackernahrung ſuccedirt, und ſofern mehr Guͤ⸗ 
ter als Erben vorhanden find, der volle Taxwerth der übrig bleibenden Beſtz⸗ 
zungen zur Theilungsmaſſe gehort. 

Ueberſteigen in dieſem Falle die ſaͤmmtlichen Nachlaßſchulden die nach 
$. 5. zu berechnende Aktivmaſſe, ſo werden dieſe überfteigenden Schulden von 
jedem einzelnen Gute nach Verhaͤltniß des Werths deſſelben abgezogen. 

§. 11. a . 

Die im F. 1. gedachten Sol⸗Staͤtten mit allen denjenigen Ländereien 
und ſonſtigen Grundſtuͤcken, welche zur Zeit des Ablebens des Erblaſſers mit 
denſelben bewirthſchaftet wurden, bilden das Bauergut, welches dem gegenwaͤr⸗ 
tigen Geſetze unterliegt. 

Hat ein ſolches Gut ein eigenes Hypotheken⸗Folium, fo werden alle 
Grundſtuͤcke, welche demſelben zugeſchrieben find, als Zubehoͤr der Beſitzung bes 
trachtet, ſofern aber dieſe Beſtimmungen nicht ausreichen, alle diejenigen Grund⸗ 
17 65 en bei Uebernahme des Guts durch den Erblaſſer ſchon zu demſel⸗ 

en gehoͤren. i 


F. 12. 

Stirbt ein Ehegatte, welcher alleiniger Eigenthuͤmer des Bauergutes 
war, ſo ſteht dem uͤberlebenden Ehegatten der Nießbrauch an dem letzteren zu, 
und zwar bei der Konkurrenz mit Kindern bis zur Großjaͤhrigkeit des Anerben, 
auch, wenn er ſich vor Eintritt derſelben wieder verheirathet; bei der Konkurrenz 
mit andern Erben aber bis zu ſeiner Wiederverheirathung, oder, falls letztere 
nicht erfolgt, bis zu ſeinem Tode. = . 

Wo ein Bauergut mit zu einer ehelichen Guͤtergemeinſchaft gehoͤrt, bleibt 
es den Eheleuten uͤberlaſſen, dieſe Gemeinſchaft ruͤckſichtlich der Erbfolge uͤber⸗ 
haupt, oder auch nur in Beziehung auf das Bauergut durch Vertrag auszu⸗ 
ſchließen (A. L. R. Th. II. Tit. 1. $. 418.), und dadurch das Bauergut dem 
gegenwaͤrtigen Geſetze unbedingt untere 


Auch wenn die Eheleute von der im $. 13. erwaͤhnten Befugniß keinen 
Gebrauch gemacht haben, kommen die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
ebenfalls, jedoch mit den in den folgenden . 15. 16. 17, enthaltenen Maaß⸗ 
gaben, zur Anwendung. 


u F. 15. 
Wahrend der Ehe koͤnnen die Eheleute über die Erbfolge in das Bauer⸗ 
Gut und uͤber die Wahl des Anerben nur gemeinſchaftlich beſtimmen. 
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Stirbt einer der Ehegatten, ohne daß eine ſolche gemeinſchaftliche Be⸗ 
ſtimmung erfolgt iſt, mit Hinterlaſſung von Kindern, ſo hat der uͤberlebende 
Ehegatte, fo lange er ſich nicht wieder verheirathet, die Befugniß den Anerben 
unter den Kindern für das ganze Gut zu beſtimmen. i i 

Macht aber der uͤberlebende Ehegatte, namentlich durch ſeine Wieder⸗ 
verheirathung, eine Auseinanderſetzung mit den Kindern noͤthig, ſo behaͤlt er 
zwar das Beſitz- und Nutzungsrecht des Gutes in dem Umfange, wie ihm ſol⸗ 
ches von den bisherigen Provinzial⸗ oder Statutarrechten beigelegt wird; das 
Eigenthum des ganzen Bauerguts aber geht ſofort auf den, unter den Kindern der 
aufgelöfeten Ehe nach F. 9., und zwar unter den zur Zeit der Auseinanderſetzung 
vorwaltenden Umſtaͤnden, zu beſtimmenden Anerben uͤber. 

Stirbt auch der uͤberlebende Ehegatte, ohne daß eine Auseinanderſetzung 
mit den Kindern des Verſtorbenen vorausgegangen und ein Anerbe beſtimmt 
worden iſt, ſo wird der Anerbe nach §. 9. und zwar nach den alsdann obwal⸗ 
tenden Verhaͤltniſſen beſtimmt. 


FRE 
Stirbt einer der Ehegatten ohne Hinterlaſſung von Kindern und ift 
eine gemeinſchaftliche Beſtimmung uͤber die Erbfolge, oder uͤber die Wahl des 
Anerben (F. 15.) nicht erfolgt, fo gehen die Rechte des Anerben auf den uͤber⸗ 
lebenden Ehegatten uͤber, und von dem alsdann noch verbleibenden Nachlaſſe er⸗ 
haͤlt er den, vermoͤge der Guͤtergemeinſchaft nach den bisherigen Provinzial⸗ 
oder Statutar⸗Rechten, ihm he e del N 


Ueberall, wo nach den vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 12 — 17.) dem 
uͤberlebenden Ehegatten der Nießbrauch des Gutes zufteht, iſt er ohne Juſtim⸗ 
mung des Anerben, oder deſſen Vormundſchaft, zur Veraͤußerung oder Belaſtung 
des Guts, auch an denjenigen Orten nicht befugt, wo ihm ſonſt dieſes Recht 
als ein Ausfluß der Guͤtergemeinſchaft 90955 wuͤrde. : 


$. 19. 

Die Auszahlung der nach F. 5. ermittelten Erbtheile von Seiten des 
Anerben, oder des Nießbrauchers, inſofern beide uͤberhaupt nach den geſetzlichen 
Vorſchriften dazu verbunden ſind, kann nur dann verlangt werden, wenn die 
Miterben ſich verheirathen, oder großjaͤhrig geworden ſind, oder eine fruͤhere 
Auszahlung zu ihrem beſſeren Fortkommen noͤthig haben. 

i Ob eine ſolche frühere Auszahlung zum beſſeren Fortkommen erforderlich 
iſt, beſtimmt bei Minderjaͤhrigen das Vormundſchafts⸗Gericht, bei Großjaͤhrigen 
der Landrath des Kreiſes, in welchem 20 i | 


F. 20. 
Können in den Faͤllen des $. 19. die Abfindungen vom Anerben gezahlt 
werden, ohne daß dieſer genoͤthigt iſt, das ihm angefallene Gut über die erſte 
Haͤlfte des ermittelten Werths zu verſchulden, ſo muß er dieſelben nach Ablauf 
von zwei Jahren ſeit Annahme des Bauerguts an diejenigen Miterben, welche 
ſich verheirathen, oder großjaͤhrig find, vollſtaͤndig auszahlen, bis zur Zahlung 
aber mit 4 Prozent verzinſen. 
a Können die Abfindungen auf dieſe Weiſe nicht bezahlt werden, ſo braucht 
\o. 1730.) er 
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er nicht mehr als jährlich ein Zehntheil der Geſammt⸗ Abfindung aller Miterben 
zu zahlen, wobei in Kolliſionsfaͤllen diejenigen vorgehen, welche zuerſt ein Recht 
auf Auszahlung ihrer Erbtheile erlangt haben. Der Anerbe oder Nießbraucher 
iſt jedoch verpflichtet, den Miterben, welche ſich verheirathen, oder zu deren 
beſſerm Fortkommen eine groͤßere Summe erforderlich iſt, einen hoͤheren Betrag, 
ſelbſt bis zur Haͤlfte des Erbtheils, auf ER auszuzahlen. : 


Der Anerbe oder Nießbraucher ift ſchuldig: 
a) ſeinen Eltern, und zwar in der nach dem Herkommen beſtandenen Art, 
b) gabe Miterben, welche ihre Abfindung noch nicht ausgezahlt erhalten 
aben, 
c) denjenigen, welchen aus einer fruͤhern, nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes erfolgten Erbtheilung, ein ſolches Recht noch zuſteht, 
ſoweit ſie deſſen beduͤrfen, freie Wohnung, Bekoͤſtigung und Kleidung auf dem 
Gute zu gewaͤhren, dieſelben auch unentgeldlich zu erziehen. Dagegen ſind die 
Miterben auch verpflichtet, die ihren Kraͤften angemeſſene Arbeitshuͤlfe unent⸗ 
geldlich zu leiſten. on 
Die Miterben erhalten 4 Prozent Zinfen von ihren Abfindungen bis 
zum Zahlungstage, inſofern ſie nicht Sr a Anerben verpflegt werden. 


Der abgetheilte Miterbe iſt nicht berechtigt, ehe er ein Recht zur Aus⸗ 
zahlung ſeines Erbtheils erhalten hat, uͤber daſſelbe unter Lebenden, oder von 
Todes wegen zu verfuͤgen. Stirbt derſelbe in dieſer Lage ohne Hinterlaſſung 
ehelicher Kinder, ſo faͤllt ſeine ö das Gut zurück. 


Die Erbſchaftsglaͤubiger koͤnnen nach erfolgter Erbtheilung, ohne daß es 
einer beſonderen Bekanntmachung an ſie bedarf, ſich nur an den Anerben und 
nicht an die Erbtheile der abgefundenen Miterben halten. 

Auch ſind dieſe berechtigt, ihre Erbtheile ohne beſondere Einwilligung des 
Anerben auf das Gut eintragen zu laſſen. Jedoch muß, ſofern dieſe Ein⸗ 
tragung erfolgt, von Amts wegen eine Proteſtation auf zwei Jahre vom Abs 
ſterben des Erblaſſers an, mit den Vorzugsrechten vor den Erbtheilen der Mit⸗ 
erben und zwar mit der Maaßgabe eingetragen werden, daß binnen dieſer Zeit 
den Erbſchaftsglaͤubigern, welche bis dahin einen Titel zum Pfandrechte erwor⸗ 
ben haben, verſtattet iſt, dieſes an die Stelle der Proteſtation eintragen, letztere 
alſo in eine wirkliche Hypothek umſchreiben zu laſſen. Die Eintragung und die 
nach Ablauf der zweijaͤhrigen Friſt ohne Antrag zu bewirkende Loͤſchung der 
Proteſtation erfolgt koſtenfrei. 25 


Ein Beſitzer, der keine eheliche Kinder am Leben hat, kann ein, den 
Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Geſetzes unterliegendes, zu dem in $. 7. bes 
zeichneten Preiſe uͤbernommenes Bauergut ohne Konſens der Miterben, weder 
an einen Fremden im Ganzen oder theilweiſe verkaufen, noch uͤber den Betrag 
des Annahmepreiſes mit neuen Schulden belaſten, noch endlich von Todes 
wegen daruͤber verfuͤgen. Er hat aber das Recht, jedem der Miterben 851 

5 i ut 
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Gut gegen Uebernahme der Verpflichtungen, unter denen er ſolches uͤbernommen 
hat, anzubieten und in die Rechte eines abgetheilten Miterben zurückzutreten, 
ſo daß zwiſchen beiden ein Stellentauſch eintritt und der neue Uebernehmer dem 
abgehenden Anerben nicht nur die Abfindung als Miterbe zu gewaͤhren, ſondern 
auch dasjenige zu erſtatten verbunden iſt, was dieſer den abgetheilten Miterben 
auf deren Abfindung, oder den Erbſchaftsglaͤubigern etwa ſchon bezahlt hat. 

Diejenigen Miterben, welche ſich nicht binnen zwei Monaten nach dieſem An⸗ 
erbieten, das Gut unter jenen Bedingungen uͤbernehmen zu wollen, erklaͤrt haben, 
koͤnnen dem Verkaufe an einen Fremden, oder der mehreren Verſchuldung des 
Gutes, nicht weiter widerſprechen. Dieſe Beſchraͤnkung in der Dispoſitionsfrei⸗ 
heit erliſcht durch den Tod der Miterben, da dieſe das Anrecht auf ihre Erben 
nicht uͤbertragen. = 


§. 26. 

Bei den dem Heimfalle unterworfenen Guͤtern gebuͤhrt die, nach den 
Vorſchriften des $. 9. zu treffende Wahl des Anerben dem Obereigenthuͤmer 
oder Gutsherrn, inſofern demſelben nach den bisherigen Provinzial- oder Sta⸗ 
tutarrechten die Auswahl des e 


In ſoweit das Allgemeine Landrecht den Vorſchriften des jetzigen Ge⸗ 
ſetzes entgegenſteht, iſt daſſelbe durch das letztere aufgehoben. Nach beendigter 
Reviſion des Provinzial⸗Rechts aber behält das gegenwaͤrtige Geſetz nur in den 
Faͤllen Wirkſamkeit, in welchen das Provinzial⸗Recht nicht etwas anderes beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 5 

Gegeben Berlin, den 13ten Juli 1836. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt: 


Frieſe. 


(Jo. 1730.— 1731.) (No. 1731.) 
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(No. 1731.) Tarif nach welchem das Bruͤckengeld an der Brücke über den ſchiffbaren Lippe⸗ 
Fluß bei Haltern erhoben wird. Vom 23ſten Juli 1836. 


1. Dede Perſon, welche zu Fuß die Bruͤcke paſſirt, zahlt.... 


2. Ein Frachtwagen, zweiraͤdriger Frachtkarren: 
a) beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier 
Deeds 


Wenn die Näder obiger Frachtwagen oder Karen über ſechs 
Zoll und daruͤber breit ſind, ſo wird fuͤr jedes Pferd oder andere 
Zugthier bezahlt: 


rr d Re 
r een 
3. Extrapoſten, Kutſchen, zweiraͤdrige Kabriolets und jedes an⸗ 


dere Fuhrwerk zum Fortſchaffen von Perſonen, beladen oder 
ledig, für jedes Pferd oder andere Zugthieͤerrr 


4. Alle uͤbrige Fuhrwerke, welche unter ‚obigen 1 begriffen 
ſind, auch Schlitten: 

a) beladen, für jedes Pferd oder andere Zugthier . 

edi gg.. ei ae 


5. Von einem unangeſpannten Pferde oder Maulthiere 
6. Von einem Ochſen, einer Kuh, einem Sſel 
7. Von Fohlen, Kaͤlbern, Schweinen, Schaafen, Ziegen, einzeln 

Werden ſie in Heerden getrieben, fuͤr jede zehn Stuͤck 


Alle Fuhrwerke, die mit Kopfnägeln oder Stiften beſchlagen ſind, welche 
2 Zoll oder darüber vorſtehen, zahlen den doppelten Tarifſatz. 
5 Ein Fuhrwerk, welches nicht den Aten Theil ſeiner Ladung hat, wird als 
unbeladen behandelt. 
1 Ad 5. 6. und 7. Begleiter zu Fuß bezahlen außerdem noch den Satz 
Sa, 


Ausnahme. 
Das eBehefengelb wird nicht erhoben: 
a) von Koͤniglichen und den Prinzen des Koͤniglichen Houses De 


u 
Pferden, oder Wagen, wenn dieſe mit eigenen Pferden oder Maul⸗ 
thieren beſpannt ſind; 

b) von Fuhrwerken und Reitpferden, welche Regimenter oder Komman⸗ 
do's beim Marſche mit ſich fuͤhren, ſowie von Lieferungswagen fuͤr die 
Armee, für Feſtungen, und von Offtzieren zu Pferde im Dienſte und 
in Dienſtuniform; : | 

e) von Fahr- und Schnell⸗Poſten, nebſt den dazu gehoͤrigen Beiwagen, 
den Kariol⸗, Fuß⸗ und Reit⸗Poſten, den oͤffentlichen Kourieren und 
Eſtafetten, ſowie den von allen Poſtbefoͤrderungen leer zuruͤckkehrenden 
Pferden und Wagen; 

d) von allen Fuhrwerken und Neitpferden, deren ſich oͤffentliche Beamte 
auf Dienſtreiſen bedienen; a 

e) von allen Transporten fuͤr Rechnung des Staats, auch wenn ſie in 
Verding gegeben ſind; 5 

5) von allen Militairs und Beamten in Dienſtangelegenheiten; 

g) von Vorſpann und Fuhren bei Feuersbruͤnſten und aͤhnlichen Veran⸗ 

laſſungen; 

h) an allen Einwohnern der Stadt Haltern, deren Fuhrwerken und 

ieren. a 
Strafbeſtimmung. 
Wer ſich der Entrichtung des Bruͤckengeldes auf irgend eine Weiſe ganz 
oder zum Theil zu entziehen ſucht, zahlt außer demſelben den vierfachen Betrag 
als Strafe, wovon + der Denunziant erhaͤlt. 


Teplitz, den 23ſten Juli 1836. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Rother. Graf v. Alvensleben. 


Jahrgang 1836. (No. 1781 — 1733.) 
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(Ne. 1732.) 


a 


(No. 1732.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28ſten Juli 1836., betreffend die Koften bei 
Polizeikontraventionen. 


| 
Als dem Berichte des Staatsminiſteriums vom IIten d. M. habe Ich die 
Gruͤnde erſehen, aus welchen es weder den beſtehenden Geſetzen gemaͤß, noch 
NS raͤthlich erſcheint, die Vorſchrift der Kriminalordnung vom IIten Dezember 
| 1805., nach welcher die Obrigkeit des perſoͤnlichen Gerichtsſtandes die im F. 622. 
Hi verzeichneten Koſten mit der im F. 624. hinzugefuͤgten Beſchraͤnkung der Ge⸗ 
richtsbarkeit des Orts, woſelbſt die That veruͤbt worden, zu erſtatten hat, auch 
auf polizeiliche Unterſuchungen und Beſtrafungen anzuwenden. Ich bin damit 
einverſtanden und ſetze zur Beſeitigung eines fernern Zweifels hierdurch feſt, daß 
es bei der gegenwärtigen Einrichtung, nach welcher der Erſatz der erwähnten 
Koſten bei Polizeikontraventionen nicht ſtattfindet, verbleiben ſoll. Das Staats: 
Miniſterium hat dieſe Order durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Teplitz, den 28ſten Juli 1836. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. 


1 S (No. 1733.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Iſten Auguſt 1836., die Erhaltung der Ein- 
| eee ee heit der Rechtsgrundſaͤtze in den richterlichen Entſcheidungen betreffend. 


Fa... So finde es ſehr zweckmaͤßig, daß nach den Vorſchlaͤgen in Ihrem Berichte 
. a, e e vom 12ten v. M. bei dem Geheimen Ober⸗Tribunale eine Einrichtung getroffen 

Emm werde, um die Einheit der Rechtsgrundſaͤtze in den richterlichen Entſcheidungen, 
„e nicht bloß bei dem Geheimen Ober⸗Tribunale felbft, ſondern auch vermoͤge des 
een Ann a2 Zuge Einfluſſes der Autorität des Hoͤchſten Gerichtshofes bei den übrigen Gerichten 
En moͤglichſt zu erhalten, damit nicht durch den Wechſel der Rechtsanſichten eine 

ee Rechtsungewißheit entſtehe. Ich ſetze daher nach Ihren, im Staatsminifterium 

e bereits berathenen Antraͤgen feſt: a 

Ech, du Lee ebe, A . 1) Jeder der drei Senate des Geheimen Ober⸗Tribunals hat ein Proto⸗ 

FEE kollbuch über alle, in jeder Sitzung erfolgten Vortrage und Entſchei⸗ 
„ ae e, , e, , dungen, zu führen, und zugleich beſondere Spruchrepertorien anzulegen, 

E worin auf den ſchriftlichen Antrag des Referenten oder auf den Be⸗ 
Zauee,, ſchluß des Senats, die in jeder Sache ergangenen Entſcheidungen über 
Duel gu. ge . mee, e, Rechtsfragen, die unter den Parteien ſtreitig, oder außerdem bei Bear⸗ 

| Ss Sn : 2 der Sache der Gegenſtand einer näheren Erörterung gewe⸗ 

. ſen ſind, 

———— 5 a) nach der Reihefolge der Titel und Paragraphen der Geſetzbuͤcher, 

| , ſo wie einzelner Geſetze oder Verordnungen, und 

ee, ihm terte ge, b) nach alphabetiſcher Ordnung der Rechtsgegenſtaͤnde, 

2 eingetragen werden. 


— 2 
Ah m e 


ebe dal Fr. 


| IT ZIEH, Dieſe Repertorien der einzelnen Senate find durch gegenfeitige Ueber⸗ 
II | T tragung ſtets vollſtaͤndig, jeder Senat alſo in fortlaufender Kenntniß 
| | 4 5 ä wm iruie Br Dede ele. aide REnZie ohne aue ia ER HF . RT. von 
Bi aach. u, geh, me. e — Adi) dat DE ar eee cee el. IL a, 
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bon den Beſchluͤſſen der beiden andern, in Beziehung auf die Entſchei⸗ 
dung ſtreitig geweſener und zur naͤheren Eroͤrterung gediehener Rechts⸗ 


Ege, © 


einen andern Senat bis dahin befolgten Auslegung und Anwendung „ , Cee, 
en bees, einer geſetzlichen Vorſchrift abzugehen; fo iſt die dadurch zweifelhaft =... e 
7 R Ant Eau , dees Ye 
m bringen. - „„ 
je ge) Das Plenum entſcheidet darüber auf den Vortrag zweier neuen, aus menu 
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r Gee luce. dient in der vorliegenden Rechtsſache dem betreffenden Senate zur e e. , 
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Fa nats und in ſaͤmmtliche Spruchrepertorien (J. 1.) eingetragen. u ee ee, det Leier, ra, 


Ke = 5) Sollte dieſelbe Rechtsfrage in der Folge noch einmal zweifelhaft wer, 
Ag Just es, den (F. 3.) und das Plenum von feinem früheren Beſchluſſe ſahwdes ee e ee ee 


Ae 2 A 2 f * 2 Be 8 
ane dung der vorliegenden Rechtsſache, dem Juſtizminiſter den Fall anzu⸗ e, eee, Keie, 


| 398 © 227: Ben. Einholung einer deklaratoriſchen Vorſchrift anzutragen. Ka de e get. 
6) Dem Plenum wird außerdem die Befugniß beigelegt, auch ſchon 1 8 


g A. VESL. 


Die gegenwaͤrtige Order iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Teplitz, den Iſten Auguſt 1836. 0 0 2 


Ns Friedrich Wilhelm. 
An die Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


(No. 1733 — 1734.) f | (No. 1734.) 


= au 
(No. 1734.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Sten Auguſt 1836., die Reſſortverhaͤltniſſe der 
i Gerichte in der Grafſchaft Wernigerode betreffend. 


Au Ihren Bericht vom Iten v. M. beſtimme Ich nach dem von Ihnen ber 
vorworketen Antrage des Grafen zu Stolberg Wernigerode, in Beziehung auf 
die Reſſortverhaͤltniſſe der Gerichte in der Grafſchaft Wernigerode, daß, wenn 
in Kriminal- oder fiskaliſchen Unterſuchungen gegen ein von der Regierung zu 
Wernigerode in erſter Inſtanz abgefaßtes Erkenntniß ein geſetzlich zulaͤſſiges Ag⸗ 
gravationsgeſuch angebracht wird, der Kriminalſenat des Ober⸗ Landesgerichts 
zu Magdeburg erkennen ſoll. Auf das eingewendete Rechtsmittel gegen ein ag⸗ 
gravirendes Urtheil der Regierung zu Wernigerode oder des Kriminalſenats, 
ſo wie in allen Faͤllen, worin es auf die Entſcheidung der letzten Inſtanz an⸗ 
kommt, ſoll der zweite Senat des Ober⸗Landesgerichts zu Magdeburg das Er⸗ 
kenntniß abfaſſen. f 

In Civilſachen fol, wenn die Regierung zu Wernigerode nach F. 5. 6. 
der Verordnung vom 14ten Dezember 1833. zur Verhütung einer Nichtigkeits⸗ 
Beſchwerde ſich des Erkenntniſſes zu enthalten hat, ein Urtheil erſter Inſtanz 
vom erſten, und ein Urtheil zweiter Inſtanz vom zweiten Senate des Ober⸗ 
Landesgerichts zu Magdeburg geſprochen werden. 

Sie haben dieſem gemaͤß weiter zu verfuͤgen und die betreffenden Ge⸗ 
richte mit Anweiſung zu verſehen. 

Teplitz, den Sten Auguſt 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. 


